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Menschen in Dietzenbach

Familien


Die Situation von Familien ist für die ödp immer schon ein wichtiges Thema. Folgerichtig arbeitet die ödp seit 2005 mit der Familienpartei zusammen, die in Hessen allerdings noch nicht so sehr verbreitet ist.

Kaum ein Lebensbereich hat sich in den letzten Jahrzehnten, nicht nur in Dietzenbach, so verändert, wie der der Familie. Das Zerbrechen intakter Strukturen, in denen mehrere Generationen unter einem Dach lebten, sich gegenseitig Halt gaben und Lebenserfahrungen austauschten, ist nicht nur eine Folge des veränderten Siedlungs- und Wirtschaftsumfeldes. Auch das Medienangebot hat der Familie zugesetzt.

Wir halten die Familie trotz mancher Schwierigkeiten für die elementare Form des Zusammenlebens. Eine Stadt sollte alles ihr Mögliche tun, um Familien, insbesondere junge Familien, zu unterstützen.


Generell gilt dabei: Unterstützung eigenverantwortlicher, privater Initiativen hat Vorrang vor einer entmündigenden Vereinnahmung durch die Politik oder die Verwaltung. Ein Prinzip, das für uns nicht nur in Bezug auf die Familien, sondern generell gilt.

Familien sind in unserem Alltag oft benachteiligt. Für sie gilt es, Dietzenbach attraktiv zu machen, denn sie sind die Zukunft der Stadt. Familien müssen in ihren Sorgen in Bezug auf die Ausbildung der Kinder in Kindertagesstätten und Schulen ernst genommen werden.


Kinder


Die Ferienspiele sollen fortgeführt werden, Kinder- und Jugendfreizeiten der Vereine und Kirchen sollen weiterhin bezuschusst werden.


Es soll eine Broschüre geben, in der alle Freizeitmöglichkeiten für Kinder zusammengestellt werden und sich die Träger, wie Vereine und Kirchen mit ihren Ansprechpartnern vorstellen können.


Kindertagesstätten

Die maximale Gruppenstärke in den Kitas soll für eine optimale Betreuung 20 Kinder betragen, wenn zwei Erzieherinnen pro Gruppe vorhanden sind, ansonsten 15 Kinder.

Auf die Bedürfnisse Alleinerziehender ist besonders zu achten, z. B. bei den Öffnungszeiten.

Schaffung einer „Kita-Feuerwehr“, d. h. einer Betriebsreserve aus Honorarkräften, die aushelfen, wenn Erzieher/innen durch Krankheit, Lehrgänge oder Urlaub ausfallen.

Jugendliche

Wir müssen in Dietzenbach die Voraussetzungen dafür verbessern, dass sich Jugendliche hier wohlfühlen. Dazu bedarf es städtischer Initiative, vor allem aber privaten Engagements. Das mit Unterstützung der Stadt in städtischen Räumen unterhaltene Café 33 ist ebenso ein gutes Beispiel wie das Jugendcafé „Wolke 7“ der Gemeinde Sankt Martin. Der Mitternachtssport, der Äppler-Cup oder das Nachwuchs-Rockfestival sind erfreuliche Beispiele für Möglichkeiten von städtisch unterstützter Eigeninitiative. 

Schaffung weiterer Freizeittreffs, vor allem durch Unterstützung privater Initiativen


Suche nach Investoren oder Sponsoren für unser kommunales Kino und besonders für ein Freilichtkino z. B. im Waldschwimmbad


Schulen

Weiterführung der „Schule mit festen Öffnungszeiten“ bei den Grundschulen


Beibehaltung der wichtigen Arbeit der Schulsozialarbeiter

Unterstützung von Schulen, die bereit sind zu Nachmittagsunterricht und Ganztagsangeboten


Öffnung der Schulhöfe, damit Schüler/innen dort auch ihre Freizeit verbringen können

Hausaufgabenbetreuung und Nachhilfe ermöglicht vielen Kindern bessere Noten und eine Aussicht auf eine Ausbildung. Solche Angebote müssen auch  weniger wohlhabenden Familien zur Verfügung stehen.

Vereine

Weiterhin finanziell unterstützt werden sollen die Vereine für ihre Kinder- und Jugendarbeit.

Erwachsene

Bei allem Engagement für besonders unterstützungswürdige Gruppen unserer städtischen Gemeinschaft darf auch die “Mittelschicht“ nicht vergessen werden: Jene Bürgerinnen und Bürger, die vorwiegend und oft schon seit Jahrzehnten z. B. im alten Steinberg, dem Westend und auf dem Hexenberg leben.

Sie sind oft die, die als Gewerbetreibende für eine Infrastruktur sorgen, sich in den Vereinen und in den Kirchen engagieren und die als Grund- oder Einkommensteuerzahler maßgeblich zu den Einnahmen der Stadt beitragen. Die Sorgen dieser Bürgerinnen und Bürger, z. B. um die Sicherheit und Sauberkeit in der Stadt und um den Werterhalt ihres Eigentums werden von uns anerkannt und ernstgenommen.

Seniorinnen und Senioren

Dietzenbach ist eine junge Stadt. Aber die Entwicklung, die in anderen Kommunen schon längst eingetreten ist, wird sich mit einiger Verzögerung auch hier beobachten lassen: Der Anteil der älteren Mitbürger wird zunehmen.

Wenn wir heute die neue Stadtmitte planen und weitere Projekte angehen, sollten wir immer auch an unsere älteren Mitbürger denken. Wir brauchen eine Infrastruktur der kurzen Wege. Notwendig sind dazu Einkaufsmöglichkeiten, Banken und andere Dienstleister in allen Stadtvierteln.


Bedürfnisse älterer und auch behinderter Mitbürger müssen bei der Verkehrsplanung berücksichtigen.


Die städtische Seniorenarbeit soll sich auch mit der besonderen Situation ausländischer Seniorinnen und Senioren befassen.

Migrantinnen und Migranten

Dietzenbach ist eine Stadt mit einem hohen Anteil ausländischer Mitbürgerinnen und Mitbürger. Das ist bereits seit vielen Jahren so und wird sich auch in der Zukunft nicht ändern. Wir treten dafür ein, dass sich das, was bereits an Integration tagtäglich auf der zwischenmenschlichen Ebene und vielfach unbemerkt stattfindet, weiter fortsetzt und sehen auch viele Vorteile, die eine multikulturelle Stadt mit sich bringt.


Unsere ausländischen Mitbürgerinnen und Mitbürger leisten in vielfältiger Weise ihren Beitrag dazu, dass Dietzenbach sich als lebendige, weltoffene und vergleichsweise junge Stadt darstellt. 

Jede Form von Nationalismus, Rassismus und Ausländerfeindlichkeit lehnen wir auf das Entschiedenste ab.

Wir rufen unsere ausländischen Mitbürgerinnen und Mitbürger dazu auf, sich weiterhin und möglichst noch stärker in ihrem Umfeld zu engagieren. Die Stadt Dietzenbach verfügt nur über begrenzte Möglichkeiten und investiert schon jetzt einen guten Anteil der städtischen Mittel in die Integration der bei uns lebenden Ausländer.


Angesagt ist vielmehr ein beherztes Zupacken auch der ausländischen Mitbürgerinnen und Mitbürger bei der Bewältigung der Probleme in der Stadt. Dies fängt bei der Pflege der eigenen Wohnumgebung an und setzt sich fort bei der notwendigen Eigeninitiative bei Festen, in den Gremien etc. Wo dieser eigene Beitrag geleistet wird, fällt es den städtischen Gremien leicht, Lücken finanzieller oder organisatorischer Art zu schließen.

Für Dietzenbach brauchen wir konkret :

Sprachunterricht

Eine der zentralen Voraussetzungen für eine erfolgreiche Integration der ausländischen Mitbürgerinnen und Mitbürger ist für uns die Kenntnis der deutschen Sprache.

Dies zeigt sich vor allem an den Dietzenbacher Schulen und Kindergärten. Wir wollen daher Sprachkurse fördern, z. B. für Teilnahme an

den Kursen der VHS werben, die dazu dienen, durch Spracherwerb die Grundvoraussetzung für ein harmonisches Zusammenleben zu schaffen.


Dies gilt besonders für ausländische Frauen, da diese seltener als die Männer durch Berufstätigkeit die Möglichkeiten des Spracherwerbes haben.


Integration

Das Zusammenleben der Nationen soll durch Integration in Vereine, Kirchen und andere Gruppen gefördert werden. Wir erkennen ausdrücklich die großen Integrationsleistungen an, die bereits erbracht werden, z. B. in den Jugendabteilungen unserer Sportvereine.

Fest ohne Grenzen

Unterstützung für die jährliche Durchführung des „Festes ohne Grenzen“. Allerdings darf durch solche Zuwendungen Eigeninitiative nur unterstützt, nicht ersetzt werden.

Behinderte

Behinderte sind gleichberechtigte Mitmenschen. Deshalb ist die Einrichtung von Kindergärten, Schulen, Wohnungen, Freizeiteinrichtungen und Arbeitsplätzen mit behindertengerechter Ausstattung in unseren Augen eine Notwenigkeit, die es zu fördern gilt. 

Dies ist uns auch beim Bau des neuen Einkaufszentrums wichtig. Es muss mindestens barrierefrei errichtet werden.

Wir wollen eine Überprüfung der bestehenden Behinderten- und Frauenparkplätze. Damit diese gegebenenfalls aufgestockt oder optimaler angelegt werden.

Ausrüstung weiterer Ampeln mit akustischen Signalgebern

Überprüfung aller Fuß- und Radwege auf Barrierefreiheit

Sozialpolitik


Östliches Spessartviertel

Der Sanierung stehen wir positiv gegenüber. Wir waren stets für eine Sanierung und gegen einen Abriss, hätten uns aber ein weitergehendes Sanierungskonzept gewünscht.


So halten wir nach wie vor einen teilweisen Rückbau von oberen Geschosse für sinnvoll und möglich, um den Gebäuden ihre Dominanz im Stadtbild zu nehmen und die Wohndichte zu verringern. Die angelaufene Sanierung ist dennoch richtig und notwendig und verdient unsere Unterstützung. 


Wir behalten uns allerdings eine genaue Beobachtung der Umsetzung der beschlossenen Maßnahmen und auch eine mögliche Anpassung des Sanierungskonzeptes an sich ändernde Gegebenheiten vor.

Grundsätzlich lehnen wir es im Sinne einer bestmöglichen Integration ab, dass sich “Ghettos” z. B. in Wohnanlagen entwickeln. Es bedarf der engen und vertrauensvollen Kooperation und eines ständigen Austausches zwischen Eigentümern, Mietern, Hausverwaltungen und den kommunalen Gremien, um rechtzeitig und vorausschauend zu steuern und ggf. einzugreifen zu können.


Arbeit für Sozialhilfe

Wir befürworten, dass Menschen, die in eine Situation gekommen sind, in der sie das sog. ALG 2 beziehen müssen, der Gesellschaft durch die Erbringung bestimmter zumutbarer Dienstleistungen einen Teil dieses Betrages zurückerstatten. Dies könnten Aufgaben im Arbeitsfeld des kommunalen Bauhofes oder im gemeinnützigen Bereich sein.


Aufsuchende Sozialarbeit

Ein weiterer wichtiger Faktor ist die Durchführung einer strukturierten aufsuchenden Sozialarbeit, die dort ansetzt, wo der Einzelne mit seiner Situation nicht mehr zurecht kommt.


Sie muss in der Lage sein, dem Betroffenen Perspektiven aufzuzeigen, realistische Handlungsempfehlungen zu geben und mit entsprechendem Nachdruck auf eine Umsetzung hinzuarbeiten.



Kultur und Freizeit


Trotz ihrer angespannten finanziellen Situation schaffen es die vielen Vereine Dietzenbachs, eine abwechslungsreiche Kulturlandschaft entstehen zu lassen. Die Unterstützung der ehrenamtlichen Kulturarbeit in unserer Stadt gilt es auch weiterhin zu fördern.

Dietzenbach lebt nicht nur durch die Gaststätten, die man abends besuchen kann. Das derzeitige kommunale Kino ist mit einem aktuellen Programm und einem angenehmen Ambiente ausgestattet, der Bekanntheitsgrad allerdings ist für uns verbesserungswürdig.

Die Arbeit der Seniorenhilfe halten wir für innovativ und vorbildlich. In diesem Kontext sollte auch über die Realisierung einer sogenannten Freiwilligenagentur für Dietzenbach nachgedacht werden, durch die ehrenamtliche Dienste vermittelt werden. Ggf. ist gemeinsam mit dem Kreis eine Realisierung anzustreben.

Die Volkshochschule mit Musikschule leistet in unserer Stadt einen wichtigen Beitrag zur persönlichen und vielfach auch berufsfachlichen Fortbildung auf einem hohen qualitativen Niveau. Diese Arbeit soll weiterhin finanziell unterstützt werden. „Hobby“-Kurse können aber nach unserer Auffassung nur angeboten werden, wenn die Kursgebühren den entstehenden Aufwand vollständig decken.

Feste wie der Weihnachtsmarkt, das Trinkbornfest und das Weinfest sind aus dem Dietzenbacher Veranstaltungskalender nicht mehr wegzudenken. Wir plädieren hier für eine Beibehaltung des derzeitigen Umfangs und appellieren an die “betroffenen” Bürgerinnen und Bürger der Neuen Stadtmitte und der Altstadt, wie auch in der Vergangenheit im gebotenen Maß Toleranz walten zu lassen, damit die Feste so bleiben können, wie sie sind.
Wir halten es für wichtig, dass hauptsächlich die Vereine dabei eine Plattform für ihre Darstellung und Finanzierung erhalten.

Das städtische Schwimmbad ist eine absolute Bereicherung für unsere Stadt und gerade für die vielen Kinder in Dietzenbach sehr wichtig. Leider hat das Bad einen hohen Zuschussbedarf und ein Investor, der es betreiben würde, lässt sich nicht finden. Außerdem wird sich in den nächsten Jahren eine Sanierung der in die Jahre gekommenen Technik nicht vermeiden lassen. Wenn die finanzielle Lage uns zur Schließung von Einrichtungen zwingen sollte, muss nach unserer Auffassung das Schwimmbad eine der letzten Einrichtungen sein, auf die wir verzichten.



Sicherheit und Ordnung

Wir lehnen grundsätzlich die Duldung jeglicher Form von Gewalt ab und fordern ein konsequentes Vorgehen gegen Straftäter. Die Polizeistation in Dietzenbach hat für uns auch in der Form erste “Früchte” getragen, dass das subjektive Sicherheitsgefühl der Bürgerinnen und Bürger gestiegen ist. Dennoch wird immer wieder diskutiert, dass es in Dietzenbach mehr Gewalt und Kriminalität gäbe, als in anderen vergleichbaren Kommunen.

Sicherheit hat immer auch etwas mit den generellen Verhältnissen in einer Stadt zu tun. Erst dann, wenn sich alle Bürgerinnen und Bürger mit ihrer Stadt identifizieren, lassen sich Konzepte zur Verbesserung von Sicherheit und Ordnung auch dauerhaft und nachhaltig umsetzen.


Diesen Prozess der Identifikation mit der Stadt wollen wir durch eine offene Informationspolitik forcieren. Hierzu ist die Öffentlichkeitsarbeit der Stadtverwaltung auszubauen. So wird z. B. über die sinnvolle Arbeit des Präventionsrates nur selten berichtet.


Die personelle Verstärkung der städtischen Hilfspolizeibehörde ist für uns ein Schritt in die richtige Richtung. Wir treten für eine “Rund-um-die-Uhr”-Präsenz dieser städtischen Sicherheitseinrichtung ein. Dabei sollten vorrangig Probleme der Bürgerschaft auch außerhalb der üblichen Dienstzeiten bearbeitet werden können, die mit dem Themenbereich Sicherheit und Ordnung zusammenhängen und in der Regel nicht von der Polizei verfolgt werden, z. B. illegale Müllablagerungen und Lärmbelästigungen. 

Tätigkeiten der Hilfspolizei sollen auch, soweit rechtlich möglich, an private Dienstleister vergeben werden.


Die Sicherheit einer Stadt kann jedoch nicht nur von den städtischen Gremien und der Verwaltung gewährleistet werden. Jede Bürgerin und jeder Bürger wird von uns aufgefordert, Verstöße anzuzeigen und mit Zivilcourage Verantwortung für das Geschehen in unserer Stadt zu übernehmen. 

Unter dem Motto “Hinsehen statt Wegsehen” geht es dabei vor allem auch um die vielen Kleindelikte, die uns allen das Leben immer wieder erschweren.

Beispielhaft sind für uns Aktionen wie z. B. die Aktion “Wachsamer Nachbar”, die schon seit vielen Jahren etwas für unser sicheres Zusammenleben tut.


Auch das Ringmaster-System halten wir für hilfreich und befürworten seine Einrichtung.

Sauberkeit

Wir wollen uns nicht damit abfinden, dass Dietzenbach eine der schmutzigsten Städte weit und breit ist.

Daher werden wir eine Reihe von Maßnahmen vorschlagen, die den Bürger die Situation an Straßen, auf Plätzen, und in öffentlichen Einrichtungen bewusst machen. Wir möchten informieren und dagegen angehen, dass – oftmals aus Gedankenlosigkeit – jeder Unrat weggeworfen wird. Und wir möchten jeden Einzelnen auffordern, bei sich anzufangen und anderen ein gutes Beispiel zu geben.

Den eingeschlagenen Weg, mit einer von der Stadt beauftragten „Mobilen Eingreifgruppe“ Müllablagerungen zu beseitigen und die Verursacher zu ermitteln und zu belangen, halten wir für richtig. 


Diese „MEG“ und die städt. Hilfspolizisten sollten sich jedoch auch mit den vielen „Kleinverursachern“ befassen und z. B. etwas gegen den Hundekot in der Stadt tun, indem Hundehaltern Konsequenzen angedroht werden, wenn sie die Hinterlassenschaften ihrer Vierbeiner nicht beseitigen. Die Gefahrenabwehrverordnung gibt dafür die rechtliche Grundlage, sie muss nur auch angewendet werden.

Gewerbe


Wichtig ist für die Altstadt und die Neue Stadtmitte, dass noch vorhandene Lücken im Dienstleistungsangebot durch die Ansiedlung entsprechenden Gewerbes geschlossen werden.

Der Wochenmarkt am Stadtbrunnen ist ein gelungenes Beispiel dafür, wie mit einem guten Management und Sortiment die bestehenden Angebote ergänzt werden können.

Die Einrichtung eines Wochenmarktes am Rathausplatz und der Pendelbus zum Toom-Markt nach Heusenstamm sind zwar nur ein geringer Ausgleich für die, nach der Schließung des Toom-Marktes in Dietzenbach entstandene Versorgungslücke. Aber sie helfen über die schwierige Zeit hinweg, bis Dietzenbach ein neues Einkaufszentrum bekommt. Wir setzen uns für eine Erhaltung des Wochenmarktes ein, bis das Einkaufszentrum seine Pforten öffnet und denken auch über eine langfristige Fortführung als Dietzenbacher Bauernmarkt nach.

Bei der Ansiedlung von neuem Gewerbe sollte dem jetzigen Trend, auf Speditionen und Lagerhaltung zu verzichten, weiterhin gefolgt werden.

Um dem Transportgewerbe in Dietzen-bach Rechnung zu tragen, schlagen wir die Initiative zur Einrichtung eines Autohofes, verbunden mit einer Gaststätte und sanitären Anlagen, vor.


Wenn man davon ausgeht, dass ein Teil der Lastkraftwagen, die derzeit nachts (teilweise verkehrswidrig) in den Industriegebieten und an den Durchgangsstraßen stehen, dieses Angebot annehmen würde oder müsste, dürfte sich eine solche Einrichtung auf jeden Fall rechnen. 

Finanzen


Die finanzielle Situation unserer Stadt ist dramatisch. Im städtischen Verwaltungshaushalt gibt es ein strukturelles Defizit von ca. 10 Mio. Euro jährlich . Das bedeutet, dass - wenn sich an der städtischen Ausgabenpolitik nichts ändert - unsere laufenden Ausgaben (ohne Investitionen) nur bezahlt werden können, wenn jährlich zunächst ca. 10 Mio. Euro Schulden gemacht werden würden. Der Neuverschuldungsbedarf würde aber jährlich weiter ansteigen, weil ja für jeden geliehenen Euro Zinsen aus demselben Verwaltungshaushalt bezahlt werden müssen. 


Natürlich ist an dieser finanziellen Misere nicht die Stadt Dietzenbach allein schuld, schließlich geht es vielen Kommunen zur Zeit schlecht. Auch wir glauben, dass mittelfristig die Aufteilung der Steuergelder zugunsten der Kommunen verbessert werden muss. So sehr viel gibt es aber leider nicht aufzuteilen, da Bund und Land selbst große Haushaltsdefizite haben.


Wir halten es aber für fatal - wie andere Dietzenbacher Parteien das tun - zu sagen, dass Sparen in unserer aussichtslosen Lage sowieso keinen Sinn hat und uns früher oder später Bund und Land helfen werden müssen. Dies ist eine gefährliche Illusion. Die ödp ist davon überzeugt, dass wir für jeden geliehenen Euro die Zinsen werden alleine bezahlen müssen. Und auch tilgen werden die Generationen nach uns die städtischen Schulden alleine müssen.


Bereits heute werden die städtischen Haushalte nur unter strengen Aufla-

gen von der Kommunalaufsicht genehmigt. Ein „weiter so“ darf es nicht geben, sonst wird die Kommunalaufsicht irgendwann entscheiden, ob und welche „freiwilligen Leistungen“ die Stadt noch anbieten darf.


Daher haben wir das Haushaltskonsolidierungskonzept im Stadtparlament mitgetragen und auch dem Doppelhaushalt 2006/2007 mit seinen unpopulären Sparmaßnahmen im Stadtparlament zugestimmt.

Mit „Kaputtsparen“ hat das nichts zu tun. Gerade damit möglichst viele unserer zahlreichen freiwilligen Leistungen weiterhin bezahlbar bleiben, muss ihre Notwendigkeit überprüft und ihre Effizienz gesteigert werden. Von manchem, das in finanziell besseren Zeiten geschaffen wurde und an das man sich gewöhnt hat, wird man sich verabschieden müssen.


Die Umstellung der städtischen Haushaltsführung von der Kameralistik auf die doppelte Buchführung mit Budgetierung halten wir für richtig und haben wir im Stadtparlament mitbeschlossen.


Damit erhält die Verwaltung die nötigen Handlungsspielräume und die Eigenverantwortlichkeit für den jeweiligen Aufgabenbereich. Die Politik wird dann nur noch die Vorgaben machen, sich jedoch nicht mehr um die Details der Ausführung kümmern – vorausgesetzt, eine Qualitätssicherung findet innerhalb der Verwaltung statt.

Verwaltung

Wie bereits in unserem letzten Programm propagieren wir, die Verwaltung weiter zu einem Dienstleistungsunternehmen umzustrukturieren, weg von Parteibuch- und Obrigkeitsdenken, hin zu einer modernen Organisation, geprägt von Mitarbeiter/innen, die agieren statt zu reagieren, die voranbringen und mitdenken, statt nur Anweisungen auszuführen.

Es gibt bereits eine ganze Menge Mitarbeiter/innen, die sich so verhalten. Sie bewegen sie sich aber in einem Umfeld, das immer noch verbesserungsfähig ist. Wir sind dafür, die Engagierten zu fördern, auch finanziell, und von den Nicht-Enga-gierten mehr Leistung zu fordern.

Verwaltung wird von uns grundsätzlich nicht ohne die kommunale Politik gesehen werden. In den letzten Jahren gab es Tendenzen, sich auf den Weg zu einer besseren Zusammenarbeit zu machen. 

Die ödp tritt dafür ein, dass die Politik sich damit weitgehend aus dem Tagesgeschäft der Verwaltung zurückzieht. Das Parlament soll ausschließlich das „Was“ vorgeben, das „Wie“ soll in Zukunft immer mehr Sache der Verwaltung sein.

Ein wichtiger Punkt ist für uns außerdem das Thema Öffentlichkeitsarbeit der Stadt. Andere Städte zeigen, dass man hier erheblich mehr leisten kann.

Stadtentwicklung 

Neue Stadtmitte


Es hat noch nicht viel geworden aus den großen Plänen für ein Fach-marktzentrum in der neuen Stadtmitte.

Die aktuellen Pläne des Investors sind aus städtebaulicher Sicht nicht das, was wir uns vorgestellt haben. Aber mehr ist wohl auf absehbare Zeit nicht möglich. Weitere Abstriche bei der städtebaulichen Gestaltung des Areals und bei der Architekturqualität des Gebäudes werden wir aber nicht mittragen.


Eine Begrenzung der Flächen für kleinere Läden halten wir für sinnvoll, damit das Fachmarktzentrum anderen Einzelhandelsstandorten, insbesondere dem alten Ortskern, nicht zusätzlich schadet.


Rathaus


Der seit längerem diskutierte Rathausneubau wird und sollte nach unserer Überzeugung nicht kommen. Natürlich ist das Rathaus nach 30-jähriger Nutzung nicht mehr auf dem aktuellen Stand der Technik und sicherlich ist einiges auch an den Räumlichkeiten und der Ausstattung zu bemängeln. Aber die Lebensdauer von haustechnischen Anlagen ist nun mal nach 30 Jahren abgelaufen, der Grund für einen Abriss des ganzen Gebäudes kann das nicht sein. 

Wir sind davon überzeugt, dass ein Neubau nicht preiswerter als die Sanierung des Rathauses sein kann.

Alles was in das alt gewordenen Gebäude investiert werden muss, ob neuer Teppichboden oder EDV-Verkabelung, müsste ja für einen Neubau genauso bezahlt werden. 

Selbst wenn bei einer gründlichen Sanierung des Rathauses nicht viel mehr als der Rohbau stehen bleiben würde: Die Kosten für einen neuen Rohbau, die Abrisskosten und die Kosten für die Unterbringung der Verwaltung während der Bauzeit können unmöglich geringer sein, als das, was man durch einem Neubau sparen könnte, wenn man ein etwas funktionaleres Gebäude planen würde als es unser Rathaus ist, z. B. durch günstigere Grundrissgestaltung. Es sei denn, man will einen ganz simplen Zweckbau, ohne jede Großzügigkeit, wie Sie unser Rathaus z. B. mit seinem Foyer bietet.


Auch den Verzicht auf ein Rathaus, indem man Büros und Besprechungsräume, z. B. im neuen Fach-marktzentrum, erstellen lässt und dann mietet, wollen wir nicht.

Wir sind dafür, in das Rathaus zu investieren. Die Haustechnik muss auf einen aktuellen Stand gebracht werden und vieles mehr. Dafür sollten wir einen Teil des EVO-Verkaufserlöses verwenden und auf diese Weise langfristig Betriebskosten sparen und nicht zuletzt auch durch erhebliche Energieeinsparun-

gen mittels moderner Technik etwas für unsere Umwelt tun.


Dabei sollte die Stadt nicht nur das tun, was sie von Häuslebauern und bei gewerblichen Baumaßnahmen verlangt (z. B. Zisternenbau und Dachbegrünung), sondern nutzen, was längst Stand der Technik ist, z. B. durch Verwendung von Solar-thermie und Photovoltaik.

Natürlich sollten wir Synergieeffekte mit den Kreishaus nutzen. So sind wir dafür, auf den eigenen Plenarsaal beim Rathausumbau zu verzichten und den des Kreishauses gegen Kostenbeteiligung mit zu nutzen. Schließlich tagen Stadtparlament und Kreistag nur je einmal monatlich. Und für Veranstaltungen wie den Neujahrsempfang haben wir den großen Saal im Bürgerhaus.

Alter Ortskern

Nachdem die Sanierung des alten Ortskerns nahezu abgeschlossen ist, wird er seine Rolle als der traditionelle Wohn- und Einzelhandelsstandort wieder einnehmen können.


Es stehen nach unserer Auffassung mit dem Parkplatz am Kindäcker Weg genügend Parkplätze in ausreichender Nähe zum alten Ortskern zur Verfügung, eine Ausweitung der Parkraumbewirtschaftung auf den Parkplatz zwischen Darmstädter Straße und Stadtbrunnen lehnen wir aber ab. Dieser Parkplatz sollte auch weiterhin gebührenfrei bleiben.


Gewerbegebiete


Mit dem Baugebiet 63 zwischen Bahnlinie und Elisabeth-Selbert-Straße stehen der Stadtentwicklung noch einige Gewerbeflächen für viele Jahre zur Verfügung. 

Weitere neue Gewerbegebiete darf es in Dietzenbach nicht geben. Statt dessen sollten die vorhandenen Gewerbegebiete weiter verdichtet werden. Vor allem im Gewerbegebiet Nord gibt es viele nicht oder kaum genutzte Flächen, deren Eigentümer zur Nutzung verpflichtet werden sollten.

Auch weitere Einzelhandelsstandorte außerhalb von neuer und alter Stadtmitte darf es nicht geben, da diese durch Kaufkraftbindung die beiden städtischen Zentren schwächen würden. Der Groß- und Supermarktstandort an der Sonnenhof-Kreuzung muss daher der einzige bleiben. Weitere derartige Nutzung in Gewerbegebieten dürfen nicht zugelassen werden.

Stadtgestaltung


Wir wollen eine kommunale Gestaltungsberatung für Bauherren, Umbauwillige und Hausgemeinschaften. Das heterogene Stadtbild Dietzenbachs soll durch gezielte Maßnahmen wie die Schließung von Baulücken, Bebauung von Restflächen, Arrondierung (z. B. an den Ortsrändern) verbessert werden. 

Die ödp setzt sich dafür ein, dass bei anstehenden städtischen Bau- und Umbaumaßnahmen durch gezielte Standortwahl und angemessene Gestaltung zur Aufwertung des Stadtbildes beigetragen wird.


Der Schornstein des Fernwärmewerkes ist ein Störfaktor im Stadtbild. Wir haben schon vor längerer Zeit beantragt, einen Gestaltungswettbewerb zu veranstalten, aber wenig Zustimmung von anderen Fraktionen erhalten.


Im Laufe der Diskussion stellte sich die Frage, ob der Turm überhaupt noch für das Fernwärmekraftwerk benötigt wird (und nicht nur Mast für Mobilfunkantennen). Wir wollen, dass die Stadt dieses Thema wieder aufgreift und mit der Eigentümerin EVO Gespräche über eine Beseitigung oder eine Gestaltung des Bauwerkes führt.


Städtische Gebäude und Anlagen

Wir wollen die Ausrüstung von städt-ischen Gebäude mit Zisternen und, wo möglich, auch Dachbegrünung.


Die neue Solaranlage zur Stromerzeugung, betrieben von den Stadtwerken und im Eigentum von Bürgern, geht auf einen ödp-Antrag in der Stadtverordnetenversammlung zurück. Der erfolgreiche Anfang ist jetzt gemacht, weitere Anlagen müssen so schnell wie möglich gebaut werden. 

Wir wollen systematische Überprüfung der Energiesparmöglichkeiten in städtischen Gebäuden.

Städtische Um- und Neubauten sollen so wärmegedämmt werden, dass sie den Passivhausstandard einhalten.


Wir wollen den völligen Verzicht auf die Nutzung von Tropenhölzern.


Ebenso den Verzicht auf Produkte mit gefährlichen Bestandteilen wie PVC und FCKW.


Stadtbegrünung


Die Stadt und die Stadtränder sollen zunächst mit schnell wachsenden Bäumen und Hecken begrünt werden. Langsam wachsende Gehölze sollen parallel dazu gepflanzt werden und die Erst-Begrünung dann nach und nach ersetzen.


Golfplatz


Einen Golfplatz brauchen wir in Dietzenbach nicht, selbst wenn es kein herkömmlicher Platz für einen Club, sondern eine für alle Bürger zugängliche Anlage sein soll. Für uns ist es wichtiger, dass in Dietzenbach noch nennenswerte Landwirtschaft betrieben werden kann und die Landschaft auch für Freizeitaktivitäten von Nichtgolfern offen bleibt. Wir glauben auch nicht, dass sich eine Golf-anlage wie die geplante wirtschaftlich betreiben lässt. 





Verkehr

Öffentlicher Personennahverkehr


Die S-Bahn ist endlich da, zeitgleich haben die Stadtbuslinien den Betrieb aufgenommen. 

Die S-Bahn muss aber viel zuverlässiger werden. Es ist ein nicht hinnehmbarer Zustand, dass im Berufsverkehr immer wieder erhebliche Verspätungen und sogar Zugausfälle vorkommen. In solchen Fällen muss zumindest ein Zug nach Offenbach Ost eingesetzt werden, wo man Anschluss an andere Linien hat.


Die Sicherheit muss verbessert werden. Vor allem Vandalismusschäden sind häufig. Ihnen muss durch Überwachung vorgebeugt werden, auch Kameraüberwachung ist für uns dabei ein probates Mittel.


Der echte Viertelstundentakt im Berufsverkehr muss verwirklicht werden. Wegen der Taktumstellung mussten wir zwei Jahre länger auf die S-Bahn warten. Während auf dem Ober-Rodener Zweig jede Viertelstunde eine Bahn nach Frankfurt und weiter nach Wiesbaden fährt, fährt jede zweite Dietzenbacher S-Bahn nur bis nach Offenbach. Dies war uns als Übergangslösung bis zur Optimierung des S-Bahn-Tunnels in Frankfurt verkauft worden. Ein Dauerzustand darf das nicht werden.


Wir wollen, dass die Option offengehalten wird, die Linie eines Tages nach Urberach verlängern und dadurch die Verbindung zur Dreieichbahn herstellen zu können. Dies ist auch im Zusammenhang mit der ÖPNV-Anbindung des südlichen und westlichen Kreisgebietes an das Kreishaus zu sehen.


Bei der Einführung des Stadtbusnetzes wollten wir, dass Erdgasbusse eingesetzt werden. Sie sind nicht nur sparsamer und haben einen sehr geringen Schadstoffausstoß, sie sind auch wesentlich leiser als die herkömmlichen Dieselbusse. Unser Antrag wurde als Prüfantrag vom Stadtparlament verabschiedet, leider aber von Magistrat und Verwaltung nicht umgesetzt. Bei der Ersatzbeschaffung von Bussen in den nächsten Jahren wollen wir das Thema wieder aufgreifen.


Straßenbau

Leider konnten wir den Bau der Unterführungen der S-Bahntrasse und die Verlängerung der Waldstraße nicht verhindern.


Wir sind davon überzeugt, dass mit dem Bau weiterer Straßen keine Verkehrprobleme gelöst werden, sondern im Gegenteil immer mehr Verkehr angezogen wird. Die Staus verursachen ausschließlich die Pendler im Berufsverkehr, in der Mehrzahl sind die Autos nur mit einer Person besetzt. Diese gehören weitgehend in die S-Bahn.


Wir sind daher strikt gegen weitere Straßenbaupläne, die von anderen Fraktionen immer mal wieder vorgeschlagen werden, z. B. die Steinberger Nordumgehung im Heusenstammer Wald oder der vierspurige Ausbau der B 459 nach Gravenbruch.


Im Zusammenhang mit der all-morgendlichen Verstopfung der Kreuzung Gravenbruch haben wir folgenden Vorschlag gemacht und die Zustimmung des Parlamentes erhalten. Leider haben übergeordnete Behörden die Verwirklichung bislang verhindert:


Da wir die Nordumgehung Götzenhains nicht verhindern können, sollten wir das beste daraus machen.


Diese Straße wird die Kreisquer-verbindung mit der A 661 (hinter Gut Neuhof) verbinden. 


Wir haben daher vorgeschlagen, diese Straßenverbindung etwas besser auszubauen, z. B. durch Entschärfung der Kurve auf dem Wingertsberg, durch Anordnung von Randstreifen etc., um durch eine Umwidmung zur Bundesstraße den überörtlichen Verkehr auf diese Weise auf die A 661 leiten zu können, statt wie bisher über die Velizystraße, die - als Folge verfehlter Verkehrsplanung der 70-er Jahre - nun mitten durch unsere neue Stadtmitte führt. 


Auch weiterhin werden wir uns gegen die Anbindung der Wohngebiete westlich der Offenbacher Straße an die B 459 aussprechen. Sie würde 

Durchgangsverkehr in die Wohngebiete bringen und die ökologisch wichtige Vogelhecke zerstören.


Wir halten eine Ausweitung von „grünen Wellen“ und eine bessere Abstimmung der bereits vorhandenen für erforderlich.


Künftig sollten wo möglich Kreisel gebaut statt Kreuzungen ausgebaut werden. 

Flughafen

Wir sprechen uns gegen jede Er-weiterung des Flughafens über die jetzigen Grenzen hinaus aus.


Die Lärmbelästigung hat auch in Dietzenbach in den letzten Jahren zugenommen, eine weitere Zunahme kann nicht hingenommen werden.

Wir halten es für richtig, uns gegen alle Varianten von Landebahnen einzusetzen und der Fraport AG jetzt ihre Grenzen aufzuzeigen, da anderenfalls die Wahrscheinlichkeit groß ist, dass nach einem Bau der Nordwestbahn in 15 Jahren zusätzlich das „Atlanta-Modell“ verwirklicht werden soll – mit verheerenden Folgen für die Bewohnbarkeit unsere Stadt.


Es ist legitim, dass vom Flug-hafenbetreiber alle Möglichkeiten der Kapazitätssteigerung „innerhalb des Zauns“ genutzt werden.


Das Nachtflugverbot zwischen 22 Uhr und 6 Uhr muss konsequent eingehalten werden.


Wir glauben, dass ohnehin die Zeit der wenigen großen Flughäfen, die die Funktion von Drehkreuzen übernehmen, zu Ende geht und denken, dass ein Verlagern von Flugbewegungen nach Hahn und Köln / Bonn (mit ICE) möglich ist.


Die Arbeit der Bürgerinitiative BAD soll durch die Stadt ideell, organisatorisch und wenn nötig auch finanziell unterstützt werden.


Radfahrer

Wir wollen uns einsetzen für:

die Ausweitung des innerstädtischen Radwegenetzes


bessere Pflege und Instandhaltung vorhandener Radwege

Fahrradabstellmöglichkeiten an den wichtigsten Bushaltestellen

radfahrerfreundlichere Gestaltung von verkehrsberuhigenden Schwellen

Radwege nach Offenthal, Wildhof (Offenbach) und Gravenbruch (Frankfurt), aus Sicherheitsgründen parallel zu den Hauptstraßen, aber in einigen Metern Abstand. Aus Kostengründen ohne Leitplanke und nicht geteert, sondern als Waldwege (mit wassergebundener Decke), keine Beleuchtung (Vorbild Radweg Neu-Isenburg - Gravenbruch)

bessere Ausschilderung von Freizeit-Radwegen


Fußgänger


Wir wollen keine neuen Ampeln zulassen, ohne sorgfältige Überprüfung, ob Zebrastreifen nicht auch den gewünschten Zweck erfüllen.


Die gleichzeitige Grünschaltung für alle Fußgängerüberwege macht nur Sinn, wenn solche Kreuzungen dann auch diagonal überquert werden können.


Keinen Sinn machen solche Schaltungen zum Beispiel an Kreuzungen wie jener zwischen Idsteiner-, Offenbacher- und Dreieichstraße, die für eine gleichzeitige Grünschaltung zu groß sind.

Wo nötig und möglich, muss über (provisorische) Busspuren nachgedacht werden, vor allem auch vor der Kreuzung Gravenbruch.

Bürgerbeteiligung


Wir unterstützen es, wenn Dietzenbacher Bürger einen Bürgerentscheid zu einem bestimmten Thema herbeiführen wollen, unabhängig davon, ob wir in der Sache dafür oder dagegen sind. Es ist ein Zeichen lebendigen Miteinanders und zeugt von Engagement, wenn die Bürger selbst über wichtige Themen entscheiden wollen.


Ziel muss es darüber hinaus sein, viele Bürgerinnen und Bürger für die ehrenamtliche Mitarbeit in Vereinen, Initiativen und Kirchen zu gewinnen, die bisher noch nirgends engagiert sind, z. B. durch Einrichtung einer 
Freiwilligenagentur.


Umweltschutz

Ökologie

Die Ökologie ist – wie der Parteiname schon sagt – ein Hauptthema unserer Politik. Und da man als kleine Fraktion in einem Stadtparlament nicht auf allen Politikfeldern tätig sein kann, wollen wir uns auch weiterhin im Stadtparlament vorrangig ökologischen Themen widmen.


Ökologie ist für uns kein Luxus, den sich eine wohlhabende Gesellschaft leisten kann, sondern eine Überlebensfrage. Wir befürchten, dass ohne Kurswechsel der Politik in den Industrieländern die Lebensgrundlagen der Menschheit gefährdet sind:


Der rasche Verbrauch nicht erneuerbarer Rohstoffe, die Überbeanspruchung und Schädigung der globalen Ökosysteme, die Störung und Zerstörung wichtiger Lebensräume von Pflanzen und Tieren mit nachfolgendem Artenschwund, der Eintrag großer Mengen von Schadstoffen in Boden, Gewässer und Atmosphäre - dies alles sind hauptsächlich die Folgen des gegenwärtigen, einseitig auf materiellen Verbrauch gerichteten Wohlstandsmodells. Wenn das Verhalten der Industrieländer von großen Teilen der Weltbevölkerung nachgeahmt wird, was in China und Indien schon begonnen hat, werden kommende Generationen riesige Probleme lösen müssen.

Natürlich können wir in unserer Stadt nur  den sprichwörtlichen „Tropfen auf den heißen Stein“ beitragen, aber nicht umsonst heißt ein Motto der Ökologiebewegung „Think Global - Act Local“. Wir wollen’s versuchen.


Mobilfunk

Wir befürchten leider, dass die durch Mobilfunk verursachte Strahlung gesundheitsschädliche Auswirkungen hat. Und zwar nicht nur für Handybenutzer, die direkten Kontakt mit dem strahlenden Gerät haben, sondern für alle, die sich in der Reichweite von Mobilfunksendeanlagen aufhalten. Und das lässt sich inzwischen kaum mehr vermeiden.


Wir wollen keineswegs das mobile Telefonieren abschaffen, wir treten aber dafür ein, dass die Strahlung stark minimiert wird. Die Grenzwerte zulässiger Strahlung sind in Deutschland viel zu hoch. Dafür ist allerdings der Bundesumweltminister verantwortlich, wir können keine eigenen Grenzwerte für Dietzenbach beschließen. Wir können aber dafür sorgen, dass die Sendeanlagen nicht dort aufgestellt werden, wo viele Menschen wohnen oder sich aufhalten, insbesondere Menschen, die für die schädlichen Auswirkungen der Strahlung empfindlicher sind. In der Nähe von Kindergärten, Schulen und Pflegeheimen, in reinen und allgemeinen Wohngebieten sollten überhaupt keine Sendeanlagen aufgestellt werden, in sonstigen Gebieten, in denen gewohnt wird, nur in sehr eingeschränktem Umfang.


Wir haben daher vorgeschlagen und entsprechende Anträge im Stadtparlament gestellt, dass über Bebauungspläne günstige Sendeanlagenstandorte festgelegt und ungünstige ausgeschlossen werden.


Das Baurecht gibt uns dazu leider nur wenige Instrumente an die Hand, so dass man kreativ vorgehen muss, wie es anderenorts schon gelungen ist, z. B. im bayerischen Gräfeling bei München. Leider haben Magistrat und Verwaltung in dieser Hinsicht trotz Stadtparlamentsbeschluss nichts zustande gebracht.


Unser zweiter Vorschlag war, zusammen mit den Mobilfunkbetreibern geeignete Standorte zu suchen und die Ansiedlung der Sendeanlagen dort zu fördern, z. B. durch Unterstützung bei der Herstellung der Infrastruktur, wie Stromversorgung. 
Man könnte geeignete Standorte außerhalb der Wohngebiete festlegen, von denen aus in größerer Höhe mit geringerer Strahlung das Stadtgebiet mit Mobilfunk versorgt werden könnte. Leider wurde auch dieser Stadtparlamentsbeschluss nicht ernsthaft in Angriff genommen.


Wir wollen auch im nächsten Stadt-

parlament an diesem Thema dranbleiben.

Wasser

Fortsetzung der Förderung von Wassersparmaßnahmen (Zisternen, Wassersparen im Haus, Brauchwassernutzung etc.).


Flächenentsiegelung, Dachbegrünung und Regenwassernutzung auch bei städtischen Gebäuden weiter betreiben


Fortführung der Förderung von Flächenentsiegelung durch Privatleute


“Fifty-Fifty-Modell“


Die nicht im Rathaus untergebrachten städtischen Einrichtungen sollen von jedem eingesparten Euro bei Wasser- und Energieverbrauch die Hälfte zur freien Verfügung bekommen.



Naturschutz

Kleingärten

Den mühsam erarbeiteten Kompromiss in Bezug auf den Wingertsberg unterstützen wir. Als Beispiel für andere Bereiche der Dietzenbacher Gemarkung lehnen wir ihn allerdings ab.


Gegen Müllablagerungen, nicht artgerechte Tierhaltung und ähnliches müssen die Verwaltungen von Stadt und Kreis nach unserer Meinung in jedem Fall konsequent vorgehen.


Das Projekt „Internationale Gärten“ unterstützen wir. Als Standort präferieren wir das bereits als Kleingartengelände ausgewiesene Areal an der Bahnlinie in der Nähe des Spessartviertels.

Wald

Wir wollen Schutzgebiete ohne jeden Eingriff des Menschen in einigen naturnahen Mischwaldbeständen schaffen. 


Wir wollen keine Monokulturen mehr in der Dietzenbacher Gemarkung, auch bei wirtschaftlich genutztem Wald soll auf gesunde Mischung geachtet werden. 


Gegen unnatürlich hohe Wildbestände muss vorgegangen werden.


Artenschutz

Oft geschieht es unbemerkt. Erst waren es vor vierzig Jahren die Störche, das leere Nest auf der alten Schule zeugte bis 1995 davon. Dann die eine oder andere Raubvogelart, vor wenigen Jahren der Kiebitz. Viele andere verschwinden nicht so augenfällig.


Immer mehr Tier- und Pflanzenarten sterben auch im Bereich der Dietzenbacher Gemarkung aus. Angesichts der zunehmenden Bebauung wird der Druck auf die Lebensräume immer größer. Auch wenn sich die Entwicklung sicher nicht rückgängig machen lässt, sollte doch alles unternommen werden, um die verbleibenden Arten zu schützen. 


Wir freuen uns daher über entsprechende Initiativen des Dietzenbacher BUND, des NABU und anderer, wie z. B. der Kolping-Umweltgruppe, die sich um den Schutz der heimischen Fledermausarten bemüht.


Landwirtschaft

Erhalt der Kulturlandschaft


In Zusammenarbeit mit den ortsansässigen Landwirten soll der langfristige Erhalt einer Bauernschaft gefördert werden. Die Stadt ist auf die Landwirte auch als Pfleger der Landschaft angewiesen.

Dünger- und Pestizideinsatz sollte weiter verringert werden, dafür müssen entsprechende Aufwandsentschädigungen für Arbeiten zur Freilandpflege eingeplant werden.


Biohof

Mit dem Biohof sind wir nicht zufrieden.

Wir wollen den Dietzenbacher Bürgerinnen und Bürgern langfristig eine direkte Einkaufsmöglichkeit für ökologisch angebaute landwirtschaftliche Produkte sichern. Einen Verkauf des Hofes an den derzeitigen Pächter lehnen wir deshalb ab, auch anderweitig kommt ein Verkauf nur in Frage, wenn der Hof vom Käufer als echter Biohof betrieben würde.

In Zusammenarbeit mit Landwirten sollen Hecken- und Alleenpflanzungen vorgenommen werden, die Schaffung von Biotopen soll gefördert werden.


Brachflächen

Stillgelegte Flächen sollen zum Erhalt der Kulturlandschaft durch Mähen gepflegt werden, da diese einer sonst nicht erhaltbaren einmaligen Fauna und  Flora Raum bieten.


Streuobstwiesen sollen gepflegt und auch neu angepflanzt werden.


Wo möglich sollen Feuchtgebiete wiederhergestellt werden.



Abfall

Müllabfuhr

Nach wie vor sind wir grundsätzlich der Auffassung, dass die Gebühren sich nach dem tatsächlichen Müllaufkommen und nicht nach der Tonnengröße richten sollten.


Wir sprechen uns dagegen aus, dass die 50-Liter-Tonnen, die von vielen schon jetzt nicht voll genutzt werden, in Zukunft sogar noch größeren Tonnen weichen sollen. Wir befürworten daher die Einführung einer gewichtsabhängigen Müllgebühr, ein System, das zum Beispiel in der Stadt Nidda zu einer Reduzierung des Müllaufkommens um 30 % geführt hat. Durch die gewichtsabhängige Gebühr rentiert es sich, schon beim Einkauf auf weniger Verpackung zu achten.


Um junge Familien durch die gewichtsabhängige Müllgebühr nicht zu belasten, sollen zeitgleich preiswerte Windelsäcke eingeführt werden.


Biomüll, Kompostplatz


Wir sind für die Sammlung von Grün- und Küchenabfällen und befürworten die Einführung eines Biomüll-Sammelsystems für ganz Dietzenbach, außer für die großen Wohnanlagen. 

Der vor einigen Jahren durchgeführte Probelauf der Biotonne im Westend hat sich bewährt und viele Vorurteile entkräftet.


Die Kompostierung sollte dezentral vorgenommen werden. Es ist wenig sinnvoll, Biomüll über 30 Kilometer zu transportieren, um ihn dann dort zu kompostieren.


Wer in einem eigenen Garten die Möglichkeit hat, sollte auch weiterhin selbst kompostieren können und nicht zwangsweise eine Biotonne erhalten.

Ökologisch-Demokratische Partei / ödp

Ortsverband Dietzenbach 

Am Bieberbach 17
63128 Dietzenbach

Telefon  06074 – 822275  (Bernd Herold)

www.oedp-dietzenbach.de

buero@oedp-dietzenbach.de

Mehr über unsere - bundesweit organisierte - Partei finden Sie unter:

www.oedp.de



Und das sind die Kandidatinnen und Kandidaten der ödp, teilweise parteilos, die für die nächste Stadtverordnetenversammlung kandidieren: 

1   Matthias Fischer 
* 1971
Technischer Betriebswirt

2   Bernd Herold
* 1979
Bachelor of Science in Informatik

3   Eva Seidel

* 1980 
Studentin der Geographie

4   Dieter Krapp

* 1939 
Rentner

5   Roland Krapp
* 1965 
Architekt

6   Sabine Fischer
* 1975 
Bürokauffrau

7   Frank Zellmann 
* 1975 
Elektriker
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